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weth./elo. frankfurt/BerlIn. Israel
macht den internationalen druck wegen
der humanitären lage in gaza verant-
wortlich für das scheitern der Verhand-
lungen mit der hamas über einen Waf-
fenstillstand. „das einseitig gegen Israel
gerichtete statement von mehr als 20
staaten, den krieg in gaza zu beenden,
das deutschland glücklicherweise nicht
unterzeichnet hat, war kolossal schädlich
für die Verhandlungen“, sagte der israeli-
sche außenminister gideon saar der
f.a.Z. die hamas habe ihre Position da-
raufhin verhärtet und die Verhandlungen
in doha vor einer Woche „durch neue
forderungen bewusst an die Wand gefah-
ren“. saar hob hervor, dass die hamas al-
lein für die katastrophale lage im gaza-
streifen verantwortlich sei.

amerikas Präsident donald trump
wies der hamas ebenfalls die Verantwor-
tung für das leid zu: „der schnellsteWeg,
um die humanitäre krise in gaza zu be-
enden, ist, dass die hamas kapituliert
und die geiseln freilässt“, schrieb er auf
seiner Plattform truth social. für ge-
spräche über die humanitäre lage traf
sich am donnerstag der us-sonderge-
sandte steve Witkoff mit Israels regie-
rungschef Benjamin netanjahu in Jerusa-
lem. die usa verhängten zudem sank-
tionen gegen die Palästinensische
autonomiebehörde, da sie terrorismus
unterstütze, erklärte das außenministe-
rium in Washington. kanada stellte
unterdessen eine anerkennung eines Pa-
lästinenserstaates bei der un-general-
versammlung im september in aussicht.

Israel werde sich nicht von der eu oder
anderen staaten unter druck setzen las-
sen, sagte saar der f.a.Z. „Wir lassen uns
nicht mit sanktionen einschüchtern oder
davon, einen zukünftigen palästinensi-
schen staat anzuerkennen.“ einer Zwei-
staatenlösung erteilte er keine eindeutige
absage. „aber jeder, der die realität ver-
steht, wird klar erkennen, dass ein palästi-
nensischer staat, der heute gegründet
wird, ein dschihadistischer terrorstaat in-
mitten unseres kernlandes sein wird.“
außenminister Johann Wadephul, der ge-
rade in Israel ist, hatte vor seiner abreise
vor einer annexion gewarnt: „auf einseiti-
ge schritte wird auch deutschland ge-
zwungen sein zu reagieren.“ Israel befinde
sich in einer „Minderheitsposition“. (Siehe
Seite 2 sowie Feuilleton, Seite 11.)

ak./nkur. frankfurt. rund 2,98
Millionen Menschen waren im Juli in
deutschland arbeitslos gemeldet.
das teilte die Bundesagentur für
arbeit in nürnberg mit. damit stieg
die Zahl im Vergleich zum Vorjahres-
monat um 171.000. die arbeitslo-
senquote liegt nun bei 6,3 Prozent.
die anhaltende konjunkturflaute
spiegelt sich weiterhin auch am
arbeitsmarkt wider. die chefin der
arbeitsagentur, andrea nahles, rech-
net vorerst nicht mit einer Besse-
rung: „Wir werden im nächsten
Monat wahrscheinlich die drei Mil-
lionen überschreiten.“ Zudem mel-
deten unternehmen deutlich weni-
ger offene stellen, die nachfrage
nach Personal bleibt schwach. eine
trendumkehr erwartet nahles erst
im nächsten Jahr. das arbeitsmarkt-
barometer des Instituts für arbeits-
markt- und Berufsforschung hatte
zuletzt ungeachtet zahlreicher hiobs-
botschaften aus der Wirtschaft hoff-
nung auf erholung im herbst ge-
macht. die konjunktur setzt indes
auch den ausbildungsmarkt unter
druck, wie aus einer umfrage der
deutschen Industrie- und handels-
kammer (dIhk) hervorgeht. dem-
nach plant mehr als jedes vierte
unternehmen, sein ausbildungsan-
gebot zu verringern. (Siehe Wirt-
schaft, Seite 19.)
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Die nächsten Zölle

als kind musste Miron Muslić
aus Bosnien fliehen, sein hobby
ist geopolitik. nun will er
schalke 04 zum erfolg führen.
Sport, Seite 32
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Immobilien, Seite 20

Gedämmt, nicht geheizt

ropu/lock. frankfurt/Warschau.
das ukrainische Parlament hat einstim-
mig dafür gestimmt, die unabhängigkeit
der antikorruptionsbehörden wiederher-
zustellen. Insgesamt 331 abgeordnete
votierten für den gesetzentwurf von Prä-
sident Wolodymyr selenskyj, den dieser
nach massiven straßenprotesten und kri-
tik von europäischen Partnern ins Parla-
ment eingebracht hatte. Bereits stunden
nach der abstimmung setzte selenskyj
das gesetz mit seiner unterschrift in
kraft. die antikorruptionsbehörden
naBu und saP unterstehen nun nicht
mehr der – als politisch kontrolliert gel-
tenden – generalstaatsanwaltschaft. Mit-
arbeiter mit Zugang zu staatsgeheimnis-
sen müssen sich aber künftig regelmäßig
tests mit lügendetektoren stellen.

lob für die entscheidung gab es aus
Brüssel. „Präsident selenskyjs unter-
schrift unter das gesetz zur Wiederher-
stellung der unabhängigkeit von naBu
und saP ist ein willkommener schritt“,
schrieb eu-kommissionspräsidentin
ursula von der leyen auf der Plattform X.
eu-erweiterungskommissarin Marta kos
schrieb, das Parlament habe „die schädli-
che abstimmung von letzter Woche korri-
giert“. das neue gesetz stelle wichtige
schutzmaßnahmen wieder her, „aber es
gibt weitere herausforderungen“. die
Wahrung grundlegender Werte und die
korruptionsbekämpfung müssten weiter
Priorität haben. auch von der leyen
mahnte die fortsetzung der reformen an.
unterdessen gibt es widersprüchliche

angaben über den status der ostukraini-

schen frontstadt tschassiw Jar. Moskau
erklärte am donnerstag, dass seine ar-
mee nach 16 Monaten kampf die klein-
stadt, in der einst 12.000 einwohner
lebten, bei einer offensive in richtung
kramatorsk eingenommen hat. die
ukrainischen streitkräfte wiesen diese
Behauptung zurück. die Meldung sei
„natürlich nicht wahr“, sondern „eine
komplette lüge“, teilte ein sprecher des
ukrainischen Militärs mit. „die lage in
tschassiw Jar ist die gleiche wie in den
letzten Monaten.“ auswertungen der
nicht staatlichen ukrainischen kriegs-
beobachterorganisation deep state le-
gen allerdings nahe, dass russische
truppen die größten teile der strate-
gisch wichtigen stadt kontrollieren.
(Siehe Seiten 2, 3 und 10.)

Parlament stimmt für Selenskyjs Gesetz
unabhängigkeit der ukrainischen antikorruptionsbehörden wiederhergestellt

amerikas energieimperien
rasen zurück in die fossile
Vergangenheit, der staat wird
so um Milliarden reicher.
Feuilleton, Seite 11

Ungezügelte Treibhausgase

seit anna netrebko in salzburg
nicht mehr eingeladen wird, ist
die stelle der diva vakant. Wer
folgt ihr nach?
Feuilleton, Seite 11

Wer wird Salzburgs
neue Operndiva?

Bohren, wo andere Urlaubmachen

gegen die ausbreitung von
Malaria in afrika müsste rasch
gehandelt werden. stattdessen
bremsen Mittelkürzungen.
Politik, Seite 4

Rennen gegen die Zeit

E in gewaltiger knall – und sechs
sekunden später war wieder
ein stück duisburger ge-

schichte zu ende. nach monatelan-
gen intensiven Vorbereitungen brach-
te am sonntag im stadtteil hochheide
ein sprengmeister den dritten „Wei-
ßen riesen“ seit 2019 zu fall. als die-
se hochhäuser in den siebzigerjahren
gebaut wurden, galten sie als Vorbil-
der der modernen städtebaukunst.
auch wegen des schönen ausblicks
über den niederrhein waren die
Wohnungen darin begehrt. doch
dann wurden die gebäude unzurei-
chend instand gehalten, viele Woh-
nungen wechselten die eigentümer,
die soziale durchmischung ging ver-
loren. schließlich galten die „Weißen
riesen“ als Brennpunkte.
eines der gebäude macht auch

überregional immer wieder schlagzei-
len. nach übergriffen weigerten sich
Zustelldienste, dort noch auszuliefern.
Im vergangenen herbst kam bei einer
der bisher größten razzien gegen so-
zialmissbrauch in deutschland he-
raus, dass in dem hochhaus, in dem
viele familien aus südosteuropa woh-
nen, für dutzende Mädchen und Jun-
gen kindergeld gezahlt wurde, die
dort gar nicht lebten.
dass etwas geschehen muss, ist un-

bestritten. Wie sinnvoll ist es dabei,
heruntergekommenen, aber wie in
duisburg durchaus sanierungsfähigen
und vor allem bezahlbarenWohnraum
wegzusprengen? kann sich deutsch-
land das leisten, ein land, in dem
nach einschätzung von fachleuten
schon jetzt hunderttausende Woh-
nungen fehlen und in dem dennoch
viel zu wenig neu gebaut wird?
an orten wie duisburg, wo in den

vergangenen Jahrzehnten durch das
ende des steinkohlebergbaus und den
niedergang der schwerindustrie viele
arbeitsplätze verloren gingen und es
viel Wohnungsleerstand gibt, sind
jedenfalls manchmal harte einschnit-
te nötig, um das Blatt zumBesseren zu
wenden. seit Jahren schon ist duis-
burg dabei, auchhochheide aufzuwer-
ten. Zahlreiche gebäude sind dort
mittlerweile saniert. der „stadtpark
hochheide“ mit großzügigen grünan-
lagen und stärkerem „Wir-gefühl“ soll
entstehen, verspricht die klamme
stadt, die für den umbau vom land
nordrhein-Westfalen und vom Bund
geld bekommt.
fragt man anwohner, äußern sie

sich dennoch nur verhalten optimis-
tisch. denn das konzept hat einen
haken. Beim erwähnten ärgsten Pro-
blem-riesen gibt es für die stadt we-
gen komplizierter eigentumsverhält-
nisse bisher keine handhabe. auf un-
absehbare Zeit dürfte dieses
heruntergekommene gebäude damit
das bekannteste Beispiel für das Be-
trugssystem namens Problemimmobi-
lie in deutschland bleiben – gleichsam
als weißer riese im raum.

Von Reiner Burger

Sozialbetrug einfach wegsprengen?

seit der eu-osterweiterung ma-
chen den Behörden in einigen Bal-
lungsräumen windige geschäftsleute
schwer zu schaffen, die erkannt ha-
ben, dass man armutsmigration nut-
zen kann, um den staat gleich mehr-
fach zu melken. sie kaufen herunter-
gekommene häuser und Wohnungen
auf, oft in Zwangsversteigerungen, die
sie dann zu horrenden Preisen vermie-
ten. gezielt machen sie sich die hoff-
nungen von Menschen aus ländern
wie Bulgarien oder rumänien zunut-
ze. denn nicht selten ist perfekt ge-
steuerter sozialbetrug teil des Mo-
dells: die Vermieter versorgen ihre
Mieter, die meist nicht schreiben und
lesen können, mit Verträgen für eine
geringfügige Beschäftigung zum Min-
destlohn, um es mit Bürgergeld „auf-
stocken“ zu lassen.

oft behalten die kriminellen das
geringe einkommen, das Bürgergeld
und die vom staat erstatteten kosten
für Miete, heizung ebenso ein wie das
kindergeld. den armutsflüchtlingen
bleibt oft nur, was sie mit schwarz-
arbeit verdienen. Wie groß das Pro-
blem ist, macht eine aktuelle antwort
der Bundesregierung auf eine anfrage
der grünen deutlich: allein 2024 wur-
den 421 fälle von „bandenmäßigem
leistungsmissbrauch“ aufgedeckt.
deutschland profitiert erheblich

von der arbeitnehmerfreizügigkeit in
der eu. ohne sie würden in allen
Branchen massenweise fachkräfte
fehlen. einige wenige kommunen,
gerade im ruhrgebiet, müssen jedoch
enorme lasten tragen, weil nicht
konsequent genug gegen organisier-
ten sozialbetrug vorgegangen wird.
kürzlich versprach die aus duisburg
stammende Bundesarbeitsministerin
Bärbel Bas (sPd), die „mafiösen
strukturen“ zu zerschlagen. dafür sei
vor allem ein besserer datenaus-
tausch zwischen finanzämtern, Job-
centern, familienkassen und sicher-
heitsbehörden nötig.
es ist zumhaareraufen. denn diese

Problembeschreibung ist spätestens
bekannt, seit es vor sechs Jahren
einen Modellversuch in krefeld gab,
bei dem spezialisten des landeskri-
minalamts nrW anhand eines ab-
gleichs sämtlicher bei den Ämtern
verfügbarer daten herausfanden, dass
aus südosteuropa stammende Perso-
nen in rund 80 fällen seit Jahren un-
rechtmäßig kindergeld bezogen. sol-
che razzien auf knopfdruck müssen
standard werden, dann lässt sich auch
das Phänomen Problemimmobilien
nachhaltig bekämpfen.

gegen kriminelle, die
armutsmigration
ausnutzen, helfen
razzien auf knopfdruck.

W as am donnerstag im Par-
lament in kiew geschehen
ist, war schadensbegren-

zung. die von den abgeordneten
ohne gegenstimmen beschlossene
Wiederherstellung der unabhängig-
keit der antikorruptionsbehörden
war das Mindeste, was sowohl die
ukrainische gesellschaft als auch die
westlichen unterstützer des landes
erwarten konnten. die eindeutigkeit
des Votums zeigt, dass die Parlamen-
tarier (und allem anschein nach
auch die Mannschaft Präsident Wo-
lodymyr selenskyjs) den ernst der
lage verstanden haben. auf dem
spiel stand die weitere fähigkeit der
ukraine, sich gegen die russische
aggression zu verteidigen. hätte
selenskyj nach der attacke auf die
antikorruptionsbehörden vorige
Woche nicht rasch eine rolle rück-
wärts gemacht, wären das dafür nöti-
ge Mindestmaß an nationaler ein-
heit und die unabdingbaren finanz-
hilfen aus dem Westen in akuter
gefahr gewesen.
der schaden ist auch nach dem Be-

schluss vom donnerstag noch groß

genug. so wichtig die schnelle Wende
war, sie kann das zerstörte Vertrauen
nicht wiederherstellen. In der ukrai-
nischen gesellschaft fürchten viele,
dass selenskyj und seine leute nach
diesem missglückten anlauf, die
antikorruptionsermittler an die lei-
ne zu nehmen, versuchen werden,
das gleiche Ziel auf eine weniger of-
fensichtliche Weise zu erreichen.
Man kann sicher sein, dass die ukrai-
nischen Medien und die gesellschaft-
lichen organisationen jedes anzei-
chen dafür aufmerksam registrieren
und öffentlich machen werden.
aber es wird in dem vom krieg

getroffenen und ermüdeten land
schwerfallen, noch einmal einen sol-
chen öffentlichen druck auf die re-
gierung zu erzeugen wie in den ver-
gangenen tagen. es ist deshalb an
der eu und ihren Mitgliedstaaten,
solche Warnsignale aus der ukraine
aufmerksam zu registrieren und die
ukrainische führung unverzüglich
und deutlich darauf anzusprechen. es
geht dabei um europas sicherheit.
denn in der ukraine wird auch unse-
re freiheit verteidigt.

Von Reinhard Veser

Schadensbegrenzung in Kiew

Öl vor Usedom – In Polen waren sie aus dem häuschen:
schwarzes gold, und dann noch so viel! gerade erst konnte
der „größte konventionelle Ölfund“ in der geschichte des
landes vermeldet werden, im flachen Wasser, nur sechs
kilometer vor der küste usedoms. auf der deutschen seite

der Insel ist man nicht euphorisch, sondern geradezu
entsetzt. Bohrinseln und tanker in sichtweite der seebäder?
das zerstöre tourismus und natur, heller Wahnsinn!
die Postkarte zeigt die Idylle von swinemünde, das heute
Świnoujście heißt, im Jahr 1908. Seite 3 foto akg
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lock. Warschau. der litauische Mi-
nisterpräsident gintautas Paluckas hat
am donnerstag seinen rücktritt erklärt.
der 45 Jahre alte Politiker der litauischen
sozialdemokraten begründete den
schritt damit, schaden von der regie-
rung und seiner familie abwenden zu
wollen. gegen ihn wird unter anderem
wegen des Verdachts des kreditbetrugs
ermittelt, zudem gibt es Vorwürfe des
amtsmissbrauchs. die dreier-koalition
aus sozialdemokraten, der Mitte-Partei
„für litauen“ und der populistischen
Partei „Memel-Morgenröte“ steht damit
vor dem aus. (Siehe Seite 7.)

tih. frankfurt. die deutsche Bahn
macht weiterhin Verluste, will aber im ge-
samtjahr „etwas mehr als eine schwarze
null“ erreichen. das kündigte der staats-
konzern am donnerstag in Berlin an.
Bahn-chef richard lutz bekräftigte das
Ziel, im gesamtjahr im fernverkehr eine
betriebliche Pünktlichkeit von 65 Prozent
zu erreichen. das klingt ambitioniert an-
gesichts der tatsache, dass Ices seit Jah-
resbeginn fast durchgehend von Monat zu
Monat immer größere Verspätungen ein-
gefahren haben und nicht nur fachleute
die lage auf der schiene als desaströs ein-
schätzen. (Siehe Wirtschaft, Seite 22.)

rso. stuttgart. das landgericht
stuttgart hat Michael Ballweg, den grün-
der der „Querdenken-Bewegung“, vom
Vorwurf des versuchten Betrugs frei-
gesprochen. die Vorsitzende richterin
sprach von einem „geringen schuldge-
halt“. Wegen steuerhinterziehung wurde
Ballweg hingegen verwarnt und mit einer
geldstrafe für 30 tage zu je hundert euro
belegt. das gericht sah es als erwiesen
an, dass er für seine umsatzsteuererklä-
rung private rechnungen zu unrecht ein-
gereicht hat. die staatsanwaltschaft will
prüfen, ob sie gegen das urteil revision
einlegt. (Siehe Seite 4.)

reb. düsseldorf. nach dem feuer in
einem kabeltunnel einer wichtigen
Bahnstrecke in nrW geht die Polizei
„aufgrund der umstände“ am Brandort
von einem sabotageakt aus, wie ein spre-
cher der f.a.Z. sagte. „einen unfall oder
einen technischen defekt können wir
ausschließen.“ ein sprecher der deut-
schen Bahn sagte, zwischen duisburg und
düsseldorf seien vier kabel auf einer
länge von 60 Metern beschädigt worden.
der fern- und regionalverkehr werde
umgeleitet. erwartet wurden am don-
nerstagnachmittag stundenlange erhebli-
che Beeinträchtigungen.

Polizei geht von Sabotage
an Bahnstrecke aus


